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Digitale Brücken

FRIEDERIKE BAUER

Generalsekretär: Bericht für die Millen-
niums-Versammlung – Vorschläge an die 
Adresse der Staaten – Neues Kürzel UNITeS
– Ethik der globalen Umweltverantwortung
– Ausweitung der Herrschaft des Rechts

Der Bericht ist mutig: Kofi Annan hat sich mit
seinem Millenniums-Report so weit hervorge-
wagt, daß er im Zweifel auch einen empfind-
lichen Dämpfer einstecken muß. »Wir, die 
Völker: Die Rolle der Vereinten Nationen im
21. Jahrhundert. Bericht des Generalsekretärs«
ist seine Grundsatzbetrachtung im Vorfeld der
im Spätsommer beginnenden Millenniums-Ver-
sammlung der UN – der 55. Ordentlichen Ta-
gung der Generalversammlung – überschrieben.
In dieser auch auf deutsch vorliegenden Veröf-
fentlichung (UN-Dok. A/54/2000 v. 27.3.2000)
setzt sich der Generalsekretär einerseits kritisch
mit der Weltorganisation in Zeiten der Globali-
sierung auseinander, unterbreitet andererseits
aber auch konkrete Vorschläge für den Millen-
niums-Gipfel Anfang September. Überhaupt ist
der Bericht fast so etwas wie eine versteckte
Anklageschrift an die Mitgliedstaaten. An allen
Ecken und Enden bricht da die Aufforderung
durch, den Gipfel nicht ungenutzt verstreichen
zu lassen. Zu schmerzlich ist allen Beteiligten
noch die Jubiläumsfeier zum fünfzigjährigen
Bestehen der Vereinten Nationen in Erinne-
rung. Damals hatten die Mitgliedstaaten trotz
der Anwesenheit einer Rekordzahl von Staats-
und Regierungschefs nichts weiter als eine
nichtssagende Erklärung verabschiedet. Eine
Wiederholung dessen möchte der Generalse-
kretär der Organisation und der Welt ersparen.
Deshalb hat er rechtzeitig einen Bericht heraus-
gebracht, der nicht nur die wichtigsten Ziele der
UN für die nächsten Jahre enthält, sondern so-
gar einen Teil, der mit wenig Mühe in Resoluti-
onsform gegossen werden und damit als Vorla-
ge für den Gipfel dienen könnte. Mit der Veröf-
fentlichung des Reports hat Annan also mehr als
ein Versprechen eingelöst; er hat versucht, die
unentschlossenen und in vieler Hinsicht zögern-
den Mitgliedstaaten zu konkreten Verpflichtun-
gen anzuspornen.

I.  Der Kern des Dokuments teilt sich in drei Ab-
schnitte, die Annan »Freiheit von Not«, »Frei-
heit von Furcht« und »Eine Zukunft für die
kommenden Generationen« nennt. Anders aus-
gedrückt, könnte er auch von den Bereichen So-
ziales und Wirtschaft, Krieg und Frieden sowie
Nachhaltigkeit sprechen. Alle drei Kategorien
hat Annan mit Zeitzielen versehen, von denen

er hofft, daß die Mitgliedstaaten sie sich in einer
Resolution zu eigen machen werden.
Zu den wichtigsten Vorgaben gehört, die Zahl
der absolut Armen, also jener Menschen, de-
nen am Tag weniger als ein Dollar zum Leben
zur Verfügung steht, bis zum Jahre 2015 auf 
die Hälfte zu vermindern. Etwa 1,2 Milliarden
Menschen teilen gegenwärtig dieses Schicksal.
Rechnet man die nächste Kategorie noch hin-
zu – Personen, die mit nur zwei Dollar täglich
auskommen müssen –, dann hat rund die Hälfte
der Menschheit mit unzureichenden Lebens-
umständen zu kämpfen, weswegen Annan auch
schreibt: »Extreme Armut ist ein Affront ge-
gen unser gemeinsames Menschsein. Darüber
hinaus verschlimmert sie viele andere Proble-
me.«
Ebenfalls bis 2015 sollte, so der Generalse-
kretär, die Zahl derer, die keinen Zugang zu sau-
berem Trinkwasser haben, halbiert werden. Ge-
genwärtig leidet etwa ein Fünftel aller Men-
schen – das sind 1,5 Milliarden Personen – dar-
unter, daß es in ihrer Nähe kein trinkbares Was-
ser gibt oder sie sich dessen Erwerb nicht lei-
sten können. Zusätzlich wirbt Annan dafür, 
in den kommenden 15 Jahren allen Kindern 
der Welt die Möglichkeit einer vollständigen
Grundschulbildung zu gewähren. Zwar wurden
letzthin erstaunliche Erfolge gerade im Bil-
dungssektor erzielt, aber schätzungsweise 130
Millionen Kindern bleibt bis heute der Zugang
zu einer Primarschule versagt. Um auch ihnen
das Lesen und Schreiben beizubringen, wären
gerade 7 Mrd US-Dollar zusätzlich im Jahr
vonnöten – eine Summe, die das kleine Bun-
desland Berlin etwa alle vier Monate ver-
braucht.
Auch bei der Ausbreitung der Immunschwäche-
krankheit Aids hofft Annan, bis 2015 den ge-
genwärtigen Trend immer höherer Infektionsra-
ten umgekehrt zu haben. Etwa 50 Millionen
Menschen steckten sich seit den siebziger Jah-
ren mit dem Virus an, 16 Millionen Kranke star-
ben bereits daran. Besonders betroffen sind die
Länder im Afrika südlich der Sahara, wo die
Krankheit inzwischen ein erhebliches Entwick-
lungsrisiko darstellt, weil eine ganze produktive
Generation auszusterben droht. Die Auswirkun-
gen auf das Wirtschaftsgeschehen einerseits
und die Gesellschafts- und Familienstruktur an-
dererseits beginnen sich erst jetzt allmählich ab-
zuzeichnen. Deshalb hofft Annan, die Mitglied-
staaten im September auch zu einer Selbstver-
pflichtung beim Thema Aids bewegen zu kön-
nen, die eine Mischung aus umfassender Auf-
klärungskampagne und intensiver Forschungs-
tätigkeit vorsieht.
Ebenfalls am Herzen liegt dem Generalsekretär
der Bau »digitaler Brücken« zwischen Indu-
strie- und Entwicklungsländern. Im Moment
verfügen zum Beispiel die Vereinigten Staaten
über mehr Computer als der Rest der Welt zu-
sammen; in Tokyo sind genau so viele Telefon-
apparate in Betrieb wie in ganz Afrika. Die-

se »digitale Kluft« gelte es zu überwinden,
schreibt Annan, damit die Welt nicht noch wei-
ter auseinanderdrifte. Die Mitgliedsländer for-
dert er deshalb auf, ihre nationalen Politiken in
bezug auf das Informationszeitalter zu überprü-
fen. Ein Informationstechnologiedienst der Ver-
einten Nationen mit dem Akronym UNITeS soll
»Gruppen in den Entwicklungsländern in der
Anwendung der Informationstechnologie un-
terweisen und sie über die Chancen aufklären,
die sie bietet, sowie die Schaffung weiterer digi-
taler Korps in Nord und Süd fördern«.
Generell empfiehlt er neue nationale Ansätze
auch bei der Armutsbekämpfung. Denn trotz
anderslautender Versprechen beim Weltsozial-
gipfel in Kopenhagen vor fünf Jahren haben nur
wenige Staaten Pläne zur Beseitigung des größ-
ten Elends in ihren Ländern verabschiedet. Da-
zu aber möchte Annan die im September begin-
nende Generalversammlung noch einmal ver-
pflichten.
Auf internationaler Ebene plädiert Annan für ei-
nen besseren Zugang der Entwicklungsländer
zu den Märkten der Industriestaaten. Er fordert,
die Entwicklungshilfe aufzustocken, die in den
vergangenen Jahren kontinuierlich gesunken ist
und von privaten Finanzströmen nur unzurei-
chend, vor allem aber nicht flächendeckend er-
setzt werden konnte. Und er mahnt die weitere
Verminderung der Schuldenlast für die ärmsten
Länder an. Beim Kölner Weltwirtschaftsgipfel
hatten die reichsten Staaten 1999 ein Programm
beschlossen, nach dem bestimmten Ländern der
Dritten Welt Schulden dann teilweise erlassen
werden, wenn sie das freiwerdende Geld im
Kampf gegen die Armut einsetzen. Bis jetzt ha-
ben sich nach Berliner Angaben aber erst weni-
ger als zehn Staaten qualifiziert. Zwar beschlos-
sen die G-8-Staaten in Okinawa im Juli, dieses
Entschuldungsprogramm auszuweiten; bislang
war freilich das Vorhaben erst stockend umge-
setzt worden, unter anderem, weil die Vereinig-
ten Staaten den größten Teil ihrer Finanzzusage
auf Grund verschiedener Vorbehalte im Senat
noch nicht realisiert haben. Annan schreibt in
seinem Bericht zum Thema Schulden daher
noch einmal ganz klar: »Wir müssen uns vor 
allem darüber im klaren sein, daß unser Ziel, 
die Armut bis zum Jahr 2015 weltweit auf die
Hälfte zu reduzieren, nur Illusion bleiben wird,
wenn wir am Beginn dieses neuen Millenniums
über kein überzeugendes Schuldenerleichte-
rungsprogramm verfügen.«

II.  Sodann wendet sich der Generalsekretär
dem Thema Krieg und Frieden zu, allerdings
ohne bemerkenswerte neue Impulse zu setzen.
Fast nichts in diesem Teil kann als eigenwil-
lig, provokativ oder besonders innovativ gelten.
Vielmehr verweist er auf eine Expertenkom-
mission, die zur Zeit prüft, wie sich Friedens-
operationen der Vereinten Nationen künftig
wirksamer organisieren ließen. Dabei hat die
Weltorganisation in den vergangenen Jahren
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immer wieder genau das versucht. Schon vor ei-
niger Zeit wurde eine Arbeitseinheit mit der
Bezeichnung ›Lessons Learned‹ in der Haupt-
abteilung Friedenssicherungseinsätze eingerich-
tet, es wurden Berichte verfaßt und Resolutio-
nen formuliert, immer mit dem gleichen Ziel,
nämlich die Blauhelm-Operationen durch soli-
des Management wieder unter einen glückliche-
ren Stern zu stellen. Daß die UN dennoch Rück-
schläge einstecken mußten, hatte meist andere
Gründe: zu wenig Geld, zu wenig Unterstüt-
zung, zu wenig Interesse. Vielleicht ist dieser
Abschnitt im Bericht des Generalsekretärs des-
halb auch der schwächste: Die Diagnose ist
klar, allein es fehlt der Wille.

III.  Eindringlicher wirken dagegen die Aus-
führungen über ein nachhaltiges Leben in der
Zukunft. Ohne eine Kehrtwende, ohne einen
Sinneswandel hin zu einem schonenden Um-
gang mit den Ressourcen der Welt stehe der
Menschheit eine düstere Zukunft bevor: »Die
Gründer der Vereinten Nationen machten es
sich zur Aufgabe, ... den sozialen Fortschritt
und einen besseren Lebensstandard in größerer
Freiheit ... zu fördern. Sie konnten jedoch 1945
nicht voraussehen, wie dringend wir uns heute
eine dritte Freiheit schaffen müssen: die Frei-
heit kommender Generationen, auf diesem Pla-
neten weiter leben zu können. Wir sind im Be-
griff, ihnen diese Freiheit zu verweigern. Wir
plündern sogar noch das Zukunftserbe unserer
Kinder, um damit in der Gegenwart unser von
der Umwelt auf Dauer nicht verkraftbares Ver-
halten zu finanzieren.«
Deutlichere Worte hätte er als Einleitung in Sa-
chen Nachhaltigkeit kaum finden können. Dar-
an schließt sich – neben einigen anderen Punk-
ten – die dringende Bitte an, das Kyoto-Proto-
koll zum Klimaschutz endlich zu ratifizieren
und bis 2002 umzusetzen. Es folgen Ausführun-
gen zur weltweiten Wasserkrise, zum Boden-
schutz, zum Wald- und Fischbestand. All diese
bedrückenden Herausforderungen ließen es not-
wendig erscheinen, eine »neue Ethik der glo-
balen Umweltverantwortung (zu) entwickeln«,
mit der sich auch der Millenniums-Gipfel befas-
sen solle.

IV.  Keine Mühe dürfe gescheut werden, die
Vereinten Nationen »zu einem wirksameren In-
strument in den Händen aller Völker der Erde zu
machen«, schreibt Annan. Dafür müßten – die
Regierung in Berlin hat es sicher gerne gele-
sen – der Sicherheitsrat reformiert und die für
die Tätigkeit der UN notwendigen Mittel zur
Verfügung gestellt werden. Die Hauptaufgabe
der Vereinten Nationen sieht Annan in einer
globalisierten Welt mehr denn je darin, Ziele
festzulegen, Normen zu setzen und ihre Ein-
haltung zu überwachen. Die Mitgliedstaaten
fordert Annan auf, die Weltorganisation dafür
tauglich zu machen und einzusetzen.
Ein besonderes Anliegen des Generalsekretärs
ist auch die »Vertiefung der Herrschaft des
Rechts«. Den Staaten soll eine volle Teilhabe
»an der sich abzeichnenden globalen Rechts-
ordnung« ermöglicht werden; zu diesem Zweck
soll auf dem Millenniums-Gipfel den politisch
Verantwortlichen die Gelegenheit geboten wer-
den, »ihre Unterschrift unter jeden Vertrag und
jedes Übereinkommen zu setzen, deren Ver-

wahrer der Generalsekretär ist«. Die Liste die-
ser 514 völkerrechtlichen Vertragswerke hat
Annan am 15. Mai allen Staats- und Regie-
rungschefs übermittelt. Ihre Aufmerksamkeit
lenkte er insbesondere auf die 25 wichtigsten
multilateralen Verträge; dieser »Kernbestand«
umfaßt (unter Einschluß des Genfer Abkom-
mens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge
von 1951) allein 14 Menschenrechtsverträge.

V.   Annans Bericht von rund 60 Seiten ist ein
logisch aufgebautes, komprimiertes Dokument.
Es konzentriert sich neben wenigen visionären
Elementen vor allem auf das Machbare, bezie-
hungsweise es transformiert die großen Heraus-
forderungen der Menschheit in überschaubare
und zu erreichende Ziele.
Allerdings ist der Millenniums-Report, wie es
in der Umgebung des Generalsekretärs heißt,
aus der Not heraus geboren worden. Weil die
Mitgliedstaaten viel zu lange kein konkretes
Programm für den Millenniums-Gipfel – der
vom 6. bis 8. September den Auftakt zur Mil-
lenniums-Versammlung bilden wird – vorge-
legt hatten und er über das ausbleibende En-
gagement der Staatenvertreter enttäuscht war,
wollte Annan die Debatte mit eigenen Vor-
schlägen anstoßen und bereichern.
Der Ausgang des historischen Treffens, zu dem
sich mehr Staats- und Regierungschefs als je-
mals zuvor in New York angemeldet haben,
könnte auch für Annan weitreichende Folgen
nach sich ziehen. Noch wagt kaum jemand das
Thema der Wiederwahl des Generalsekretärs
anzusprechen, steht die Entscheidung doch erst
im Herbst 2001 an. Aber klar ist auch, daß 
Annans Aussichten je nach Gelingen des Mil-
lenniums-Treffens merklich steigen oder sin-
ken. �

Armutsbekämpfung als Absichtserklärung

JENS MARTENS

Weltsozialgipfel: Folgekonferenz als Sonder-
tagung der Generalversammlung – Treffen
in Genf mit marginalen Fortschritten – Auf-
lösungserscheinungen bei der G-77

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/1995
S. 118f. fort.)

›Kopenhagen + 5‹ fand in Genf statt: die 
Sondertagung der Generalversammlung zur 
Gesamtüberprüfung und -bewertung der Um-
setzung der Ergebnisse des Weltgipfels für so-
ziale Entwicklung trat vom 26. Juni bis zum 
1. Juli 2000 im Völkerbundpalast zusammen.
Diese 24. Sondergeneralversammlung der Ver-
einten Nationen hatte weltweite soziale Fragen
zum Gegenstand. Die etwas umständliche offi-
zielle Bezeichnung der Tagung lautete: »Welt-
gipfel für soziale Entwicklung und der Weg da-
nach: Soziale Entwicklung für alle in einer zu-
nehmend globalen Welt«. Sie sollte gut fünf
Jahre nach dem Weltsozialgipfel von Kopenha-

gen neue Initiativen zur weltweiten Bekämp-
fung von Armut, Arbeitslosigkeit und sozialer
Ausgrenzung beschließen.
Als Ergebnis der Sondergeneralversammlung
wurde nach zähen Verhandlungen mit Resoluti-
on S-24/2 ein dreiteiliges Schlußdokument ver-
abschiedet. Der erste Teil besteht aus einer Poli-
tischen Erklärung. Der zweite Teil umfaßt eine
Bestandsaufnahme und Bewertung der bisheri-
gen Umsetzung der Kopenhagener Beschlüsse.
Teil III bildet den politisch relevanten Kern des
Dokuments mit einem über 100 Punkte umfas-
senden Aktionsprogramm unter der Bezeich-
nung »Vorschläge für weitere Initiativen für die
soziale Entwicklung«. Anstelle substantieller
neuer Initiativen enthält dieses allerdings viele
bereits früher vereinbarte Kompromißempfeh-
lungen. Zahlreiche Vorschläge, etwa zur besse-
ren Finanzierung der sozialen Entwicklung und
zur stärkeren Betonung der sozialen Verantwor-
tung der Privatwirtschaft, wie sie im Vorberei-
tungsprozeß der Tagung vorgebracht worden wa-
ren, scheiterten letztlich an den wechselseitigen
Blockaden zwischen Industrie- und Entwick-
lungsländern.

Konfliktreicher Vorbereitungsprozeß

Die Entscheidung, eine Sondertagung der Ge-
neralversammlung fünf Jahre nach Kopenha-
gen abzuhalten, war bereits im letzten Satz der
Abschlußerklärung des Weltsozialgipfels vom
März 1995 vorgezeichnet (Verpflichtung 10 g)
und wurde von der UN-Generalversammlung in
ihrer Resolution 50/161 vom Dezember des glei-
chen Jahres übernommen. In der Entschließung
53/28 vom 19. November 1998 wurde »das An-
gebot der Regierung der Schweiz, die Sonderta-
gung im Büro der Vereinten Nationen in Genf
auszurichten«, begrüßt und die Konferenz für
Ende Juni 2000 angesetzt. Die offizielle Vorbe-
reitungsphase hatte schon Ende 1997 begonnen,
als die Generalversammlung einen Vorberei-
tungsausschuß einrichtete. Vorsitzender wurde
der chilenische Botschafter Cristián Maquieira.
Die erste, organisatorischen Fragen gewidmete
Zusammenkunft des Gremiums fand im Mai
1998, die erste inhaltliche Tagung ein Jahr spä-
ter statt. Bereits dort wurde deutlich, daß sich
auf Grund der Interessengegensätze zwischen
Industrie- und Entwicklungsländern die Ver-
handlungen äußerst schwierig gestalten wür-
den.
Die Konfliktlinien verliefen dort, wo sie in den
Nord-Süd-Verhandlungen der vergangenen Jah-
re immer wieder sichtbar wurden. Die in der
›Gruppe der 77‹ (G-77) zusammengeschlos-
senen Entwicklungsländer betonten die exter-
nen Rahmenbedingungen sozialer Entwicklung
und forderten eine stärkere finanzielle Unter-
stützung vom Norden, weitergehende Entschul-
dungsmaßnahmen, den Abbau der Zölle für ihre
Produkte sowie Maßnahmen zur Vorbeugung
von Finanzkrisen und zur Demokratisierung der
internationalen Finanzinstitutionen. Die Verei-
nigten Staaten, die EU und Japan stellten dem-
gegenüber die internen Rahmenbedingungen in
den Vordergrund und versuchten, die Themen
Menschenrechte, verantwortliche Regierungs-
führung und soziale Mindeststandards in den
Genfer Beschlüssen zu verankern.
Am Ende der ersten Vorbereitungstagung einig-
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